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Zum Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
30. Juni 1965 — ■ 194. Sitzung, 9905 D — bemerke 
ich im Einvernehmen mit den Herren Bundesmini- 
stern der Finanzen und Bundesschatzminister fol- 
gendes: 

I. 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
dem Deutschen Bundestag bis zum 1. März 
1966 ein Kredit- und Bürgschaftsprogramm 

für technische Anlagen, die die Luftver- 
schmutzung durch industrielle Emmissio- 
nen mindern oder ausschließen, 

vorzulegen, durch das die Vergabe von billi- 
gen Krediten ermöglicht wird; 

A. Kreditprogramm 

Im Wirtschaftsplan des ERP-Sondervermögens für 
das Rechnungsjahr 1962 wurden erstmalig Kredite 
für die Förderung des Baues von Versuchsanlagen 
zur Reinhaltung der Luft zur Verfügung gestellt. 
Die Zweckbestimmung dieses Programms ist mit 
dem ERP-Wirtschaftsplan 1963 erweitert worden. 
Nach den Richtlinien vom 9. Dezember 1963 — Bun- 
desanzeiger Nr. 232 vom 14. Dezember 1963 — 
dienten die Kredite zur anteiligen Finanzierung 
von Investitionen der gewerblichen Wirtschaft für 
den Bau von Anlagen zur Reinhaltung der Luft. 
Nach dem erweiterten Kreditprogramm können alle 
Arten von Luftreinhalteanlagen der gewerblichen 
Wirtschaft berücksichtigt werden. 

Wegen des begrenzten Umfangs der zur Verfügung 
stehenden Mittel kann aber auf eine Auswahl unter 
den Anträgen nicht verzichtet werden. Bei der Be- 
urteilung der Vorhaben gehen der Bund und die 
Länder davon aus, daß die zur Verfügung stehenden 
Kreditmittel vor allem zur Förderung solcher Pro- 
jekte eingesetzt werden müssen, deren Durchfüh- 
rung andernfalls unterbleiben oder verzögert 
würde. 

Bei industriellen Neuanlagen können die Genehmi- 
gungsbehörden auf Grund der Vorschriften der 
„Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft" 
vom 8. September 1964 — GMB1. S. 433 — die 
zur Luftreinhaltung erforderlichen Maßnahmen for- 
dern, die dem „Stand der Technik" entsprechen. 
Bei Neuanlagen ist daher zur Durchsetzung der 
Vorschriften der Gewerbeordnung die Förderung 
von Luftreinhaltemaßnahmen durch Kredite im all- 
gemeinen nicht erforderlich. Sie kommt nur in Be- 
tracht, wenn das vorgesehene Verfahren zur Rein- 
haltung der Luft zwar über das Stadium der rein 
technischen Entwicklung hinaus ist, aber über den 
Betrieb und die wirtschaftlichen Auswirkungen noch 
keine ausreichenden Erfahrungen vorliegen und so- 
mit der „Stand der Technik" noch nicht erreicht ist. 


Anlage 

Die Förderung solcher Luftreinhalteanlagen dient 
also der Anhebung des nach der „Technischen An- 
leitung zur Reinhaltung der Luft" zu fordernden 
„Standes der Technik" und damit der schrittweisen 
Ergänzung und Vervollständigung der bundesrecht- 
lichen Vorschriften. 

Bei den Anträgen auf Kreditgewährung für beste- 
hende Anlagen wird vor allem geprüft, ob eine 
Kreditbedürftigkeit vorliegt, da die Antragsteller 
entsprechend ihrer Vermögens-, Liquiditäts- und 
Ertragslage für die Finanzierung der Maßnahmen 
Eigenmittel und Kredite aus Kapitalmarktmitteln 
einzusetzen haben. Bei dieser Beurteilung ist nicht 
ausschließlich die Wirtschaftskraft des betreffenden 
Unternehmens maßgebend. Eine Förderung ist insbe- 
sondere erforderlich, wenn die nachträglichen An- 
forderungen der Behörde ohne die Kreditgewäh- 
rung — bei beispielsweise vorübergehender Liqui- 
ditätsenge — wirtschaftlich nicht vertretbar sind 
und somit zu befürchten ist, daß die Durchführung 
verzögert oder unmöglich würde. Es wird aber 
auch geprüft, ob die zuständigen Behörden die im 
öffentlichen Interesse notwendigen Luftreinhalte- 
maßnahmen dem Unternehmen ohne finanzielle Un- 
terstützung auferlegen können. 

In den Jahren 1962, 1963 und 1964 wurden aus dem 
ERP-Vermögen je 5 Millionen DM zinsverbilligte 
Kredite für Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft 
zur Verfügung gestellt. Unter dem Einfluß der 
„Technischen Anleitung zur Reinhaltung, der Luft", 
die an die Einrichtung der Industrieanlagen kon- 
krete Anforderungen stellt, haben sich seit Mitte 
1964 die Anträge der gewerblichen Wirtschaft auf 
Kreditgewährung wesentlich vermehrt. Der Wirt- 
schaftsplan des ERP-Sondervermögens hatte des- 
halb für das Jahr 1965 15 Millionen DM für die 
Luftreinhaltung vorgesehen. Im Rechnungsjahr 1966 
konnte die Bundesregierung nur noch 10 Millionen 
DM in Ansatz bringen. 

In den Jahren 1962 bis 1965 wurden zinsver- 
billigte Kredite in Höhe von 27 577 000 DM gewährt. 

Verteilung der Mittel auf verschiedene Wirtschafts- 
zweige 


Wirtschaftszweig 

Anzahl 

der 

Vor- 

haben 

Gesamt- 
bau- 
kosten in 
1000 DM 

ERP- 

Kreditc 

in 

1000 DM 

Zementindustrie 

12 

17 542 

6 925 

Chemie 

(Fette, Oele, Kunst- 
stoffe) 

13 

15 423 

4 383 

Steine und Erden 

22 

11 989 

4 290 

Insgesamt 

47 

44 954 , 

15 598 
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Wirtschaftszweig 

Anzahl 

der 

Vor- 

haben 

Gesamt- 
bau- 
kosten in 
1000 DM 

ERP- 

Kredite 

in 

1000 DM 

übertrag 

47 

44 954 

15 598 

Metallindustrie 

15 

10 152 

3 734 

Bergbau 

3 

5 400 

1 650 

Bauindustrie 

15 

1 965 

993 

Keramische Industrie 

2 ; 

913 

460 

Energiewirtschaft 

5 

596 

207 

I lolzindustrie 

3 

895 

200 

Textilindustrie 

3 

265 

103 

Verschiedene 

11 

11 026 

4 632 


104 

76 166 

27 577 


Das Land Nordrhein-Westfalen hat im gleichen 
Zeitraum für Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft 
und zur Lärmbekämpfung Kredite in Höhe von 
16 Mio DM bewilligt. Das Land Bayern gewährte 
in den Jahren 1964 und 1965 Kredite für Maß- 
nahmen zur Reinhaltung der Luft in Höhe von 
1 417 000 DM. Die übrigen Länder haben keine 
Kredite für diese Zwecke gegeben. 

B. Bürgschaftsprogramm 

Seit 1965 übernimmt die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau mit Rückbürgschaft des Bundes Bürgschaften 
für Darlehen an gewerbliche Unternehmen zur 
Förderung der Luftreinhaltung. Das Bürgschafts- 
programm erstreckt sich auf alle Investitionen, die 
überwiegend der Luftreinhaltung dienen. Unterneh- 
men, die nicht über entsprechende Sicherheiten 
verfügen, können damit in die Lage versetzt wer- 
den, bei Realkreditinstituten langfristige Kredite 
aufzunehmen, um die im öffentlichen Interesse 
erforderlichen Luftreinhaltemaßnahmen zu finan- 
zieren. Es ist zunächst ein Bürgschaftsrahmen von 
50 Mio DM vorgesehen. 

Von diesem erst 1965 angelaufenen Programm 
ist praktisch noch kein Gebrauch gemacht worden 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

dem Bundestag bis zum 1. März 1966 ein 
Kredit- und Bürg schaf tsprog ramm 

für lufthygienische Heizformen, vor allem 
für Fernheizungen 

vorzulegen, durch das die Vergabe von bil- 
ligen Krediten ermöglicht wird; 

Als lufthygienische Heizformen werden insbeson- 
dere die Fernwärme — zumeist in Heizwerken und 
Heizkraftwerken erzeugt — , die Elektro- und die 


Gasheizung angesehen. Am Ort ihrer Verwendung 
treten bei diesen lufthygienischen Heizformen kei- 
ne oder nur geringe Luftverunreinigungen auf. Es 
ist jedoch zu beachten, daß an den Erzeugungs- 
stätlen von Fernwärme, elektrischem Strom und 
Gas Luftverunreinigungen insbesondere gasförmi- 
ger Art auftreten können. Je nachdem, ob z. B. die 
Fernwärme in einem kohle-, öl- oder rjasbefeuerten 
Werk erzeugt wird, können sich Luftverunreini- 
gungen in ihrer Art und Menge wesentlich unter- 
scheiden. Im Einzelfall muß daher genau geprüft 
werden, welche lufthygienischen Heizformen einen 
echten Beitrag zur Reinhaltung der Luft geben, oder 
ob die Luftreinhalteprobleme nur verlagert werden. 

a) Der Bund fördert gemäß den „Richtlinien über 
die Gewährung von Beihilfen zur Errichtung oder 
Erweiterung von Blockheizwerken und Fern- 
heizwerken vom 11. August 1964 (Bundesanzei- 
ger Nr. 153 vom 20. August 1964) solche Heiz- 
werke, die in der Zeit vom 1. Juli 1964 bis zum 
31. Dezember 1969 errichtet oder erweitert und 
mit Kohle oder Kohleerzeugnissen betrieben 
werden. Die Beihilfe beträgt bis zu 75 000 DM 
je G cal/h Kapazität. In der Zeit vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 1965 sind an die Betreiber 
von 7 Heizwerken Beihilfen in Höhe von ins- 
gesamt 5 397 000 DM geleistet worden. Im Rech- 
nungsjahr 1966 stehen für diesen Zweck 6 Mio 
DM zur Verfügung. Im Haushaltsvoranschlag 
1967 sind dafür 9 Mio DM vorgesehen. Neben 
dem Hauptzweck der Kohleabsatzförderung wird 
mit diesen Beihilfen ein erheblicher Anreiz zur 
Umstellung auf lufthygienische Heizformen er- 
zielt. 

b) Der Bund fördert durch Gewährung von Darle- 
hen aus zweckgebundenen Bundessondermitteln 
Demonstrativbauvorhaben, um das zukünftige 
Baugeschehen bei der Gründung, Neugliederung, 
Erweiterung oder Erneuerung von Städten und 
Dörfern richtungweisend zu beeinflussen. Nach 
den hierzu aufgestellten „Grundsätzen für De- 
monstrativbauvorhaben' 1 wird neben anderen 
Voraussetzungen in jedem Falle für das gesamte 
Baugebiet eine wirtschaftliche Wärme- und 
Warmwasserversorgung gefordert, die allen An- 
forderungen der Wasser-, Boden- und Lufthy- 
giene Rechnung trägt. Bei den Demonstrativ- 
vorhaben, die in den letzten Jahren durchgeführt 
wurden, überwiegen die zentralen Wärmever- 
sorgungsanlagen. Es werden vor allem Gruppen- 
heizwerke für 30 und inehr Wohnungen und 
Blockheizwerke mit Anschlüssen von 1000 bis 
3000 Wohnungseinheiten eingerichtet. Falls ein 
städtisches Fernheizwerk vorhanden ist, werden 
die Wohnungen dort angeschlossen. Aus Grün- 
den der Wirtschaftlichkeit können mitunter 
Gruppenheizwerke für jeweils 30 bis 50 Woh- 
nungseinheiten zweckmäßiger sein. Einzelfeue- 
rungsanlagen werden aber weiterhin eine gewis- 
se Rolle spielen. 
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Vorhaben, die den lutthygienischen Anforderun- 
gen an die Wärme- und Warmwasserversorgung 
nicht entsprechen, werden nicht mehr gefördert. 
Zur Zeit gibt es 82 fertiggestellte, in Ausführung 
befindliche oder in der Planung fortgeschrittene 
Demonstrativbau Vorhaben; bei den Bauvorha- 
ben in den letzten Jahren sind luf [hygienische 
Heizformen zur Voraussetzung für die Gewäh- 
rung der Darlehen für die Wohnungsbauvor- 
haben gemacht worden. Die Länder sind an der 
Förderung dieser Vorhaben zumindest in der 
gleichen Höhe beteiligt wie der Bund. 


III. 

Im übrigen weist die Bundesregierung zum Gesamt- 
problem noch auf folgendes hin: 

Das vorstehende Kredit- und Bürgschaftsprogramm 
ergänzt die finanziellen Hilfen steuerlicher Art, die 
der Bund und die Länder für Maßnahmen zur Rein- 
haltung der Luft gewähren, und die Forschungs- 
programme des Bundes und der Länder, die zur 
Vorbereitung und Verbesserung von Maßnahmen 
zur Reinhaltung der Luft durchgeführt werden. 


c.) Entsprechend dem erteilten Auftrag wurde ge- 
prüft, wieweit über die vorstehenden Maßnah- 
men hinaus eine Förderung lufthygienischer 
Heizformen geboten und möglich ist. 

Lufthygienische Heizformen werden in der Regel 
bereits aus wirtschaftlichen Erwägungen eingeführt, 
so daß weitere allgemeine Förderungsmaßnahmen 
nicht notwendig erscheinen. Eine allgemeine För- 
derung würde zudem die Bereitstellung von Mitteln 
erfordern, die sich jährlich in der Größenordnung 
von mehreren Milliarden DM bewegen würden. 

Im übrigen ist auch für Luftreinhaltemaßnahmen 
nach Artikel 30 GG grundsätzlich von der sachli- 
chen Zuständigkeit der Länder auszugehen. Mit 
dieser Aufgabenzuständigkeit der Länder ist auch 
ihre unmittelbare Finanzverantwortung verbunden 
(Artikel 106 Abs. 4 Nr. 1 GG). Der Bund ist nicht be- 
rechtigt, Länderaufgaben zu finanzieren oder sich 
durch Zuschüsse an ihrer Finanzierung zu beteili- 
gen. 

Eine generelle Förderung aller Investitionsmaß- 
nahmen der gewerblichen Wirtschaft ist daher 
mangels bestehender Finanzierungskompetenz des 
Bundes nicht möglich. Auch die angespannte Haus- 
haltslage des Bundes läßt eine solche Förderung 
nicht zu. 

II. 

Die Bundesregierung wird auigeiordert, 


a) Steuerliche Erleichterungen 

Die steuerlichen Erleichterungen bestehen in 
Sonderabschreibungen bei beweglichen Anlage- 
gütern, die unmitelbar und ausschließlich dazu 
dienen, Verunreinigungen der Luft zu verhin- 
dern, zu beseitigen oder zu verringern. Sie gel- 
ten für Wirtschaftsgüter, die bis zum, 31. Dezem- 
ber 1970 angeschafft oder hergestellt werden. 
Die Möglichkeit der Sonderabschreibungen be- 
steht außerdem für Feuerungs- oder Dampf- 
kesselanlagen und für solche Anlagen, bei denen 
durch chemische Verfahren Luftverunreinigun- 
gen entstehen, wenn bei diesen Anlagen auf 
Grund behördlicher Anordnungen Umstellungen 
oder Veränderungen ausschließlich zum Zweck 
der Luftreinhaltung vorgenommen werden. Da- 
mit sind — wie das schon bisher für Schorn- 
steine zutraf — auch Anlagen begünstigt, die 
nicht unmittelbar und ausschließlich der Luft- 
reinhaltung dienen. 

Von diesen erleichterten Abschreibemöglichkei- 
ten hat die gewerbliche Wirtschaft in erhebli- 
chem Umfang Gebrauch gemacht. 

Bis zum 31. Oktober 1965 wurden im Bundes- 
gebiet Investitionen für Maßnahmen zur Rein- 
haltung der Luft, für die Sonderabschreibungen 
nach § 82 EStDV in Anspruch genommen wor- 
den, im Gesamtbetrag von 594 125 041 DM vor- 
genommen. 

Verteilung der steuerbegünstigten Investitionen 
auf die einzelnen Bundesländer 


zu prüfen , ob in das Kredit- und Bürgschafts- 
programm kommunale Betriebe mit einbezo- 
gen werden sollen. 


Land 


für die Zeit bis 
31. Oktober 1965 
insgesamt 


Im Rahmen des Kreditprogramms des ERP-Wirt- 
schaftsplans können kommunale Betriebe im all- 
gemeinen nicht gefördert werden. Die Förderung 
kommunaler Betriebe muß — im Rahmen der vor- 
handenen Mittel — auf wohlbegründete Ausnah- 
mefälle beschränkt bleiben. 

Eine Einbeziehung in das Bürgschaftsprogramm 
wird für nicht erforderlich angesehen, weil Körper- 
schaften und Anstalten des öffentlichen Rechts be- 
reits ausreichende Sicherheit für ihre Investitionen 
bieten. 


Baden- Württemberg 

Bayern 

Hamburg 

Eiessen 

Niedersachsen 

Nordrhein- Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Bremen 

Saarland 

Schleswig-Holstein 

insgesamt: 


56 302 715,— 
56 256 000- 
22 719, — 

28 550 000,— 
35 676 433, - 

354 907 922, — 
32 667 522 — 
98 000,— 

29 643 730 — 

V 

594 125 041, 
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Uber die Investitionen im Lande Schleswig-Hol- 
stein liegen keine Unterlagen vor. 

Für Berlin hat die Abschreibungsmöglichkeit 
nach § 82 EStDV keine Bedeutung erlangt, weil 
das Berlinhilfegesetz in der Fassung vom 17. 
Marz 1965 (BGBl. I S. 77) günstige Abschrei- 
bungsmöglichkeiten bietet. 


Verteilung der in der Zeit vom 1. November 1964 
bis zum 31. Oktober 1965 durchgeführten steuer- 
begünstigten Investitionen 
auf verschiedene Wirtschaftszweige 


Chemische und verwandte 
Industrie 

24 928 359,— 

Industrie Steine und Erden 
(Zement, Glas, Gips, Keramik, 
Bauziegel) 

21 569 236,— 

En e r g i e w i r ts ch a f t 

21 172 907,- 

Bergbau 

11 474 718, — 

Eisenschaffende Industrie 
(Hüttenwerke und Gießereien) 

9 355 189,— 

Eisenverarbeitende Industrie 
(und NE-Metalle) 

1 948 053,— 

Sonstige Betriebe 

9 095 094,— 

insgesamt 

99 543 556,— 


Den durch die Sonderabschreibungen bedingten 
Steuerausfall tragen der Bund zu 39 v. H. und 
die Länder zu 61 v. FI. 


b) Forschung und Entwicklung 

Die Bundesregierung sieht es als ihre Aufgabe 
an, Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zu 
fördern, deren Ergebnisse der Vorbereitung und 
Ergänzung der von ihr zu erlassenden bzw. be- 
reits erlassenen Rechtsnormen auf dem Gebiet 
der Reinhaltung der Luft dienlich sind. Der Bund 
stellt hierfür außer seinem Aufwand für bundes- 
eigene Forschungsinstitute, die ebenfalls im be- 
sonderem Ausmaß Forschungen auf dem Gebiet 
der Luftreinhaltung betreiben, erhebliche Haus- 
haltsmittel zur Verfügung. 

Für die Förderung der Forschung auf dem Gebiet 
der Luftreinhaltung hat die Bundesregierung bis 
Ende 1965 Mittel in Höhe von etwa 10 Millio- 
nen DM aufgewendet. Der Aufwand der bundes- 
eigenen Forschungsinstitute ist in diesem Betrag 
nicht enthalten. 

Im Rechnungsjahr 1966 stehen im Haushalt der 
Bundesregierung erstmalig 2 Millionen DM für 
die Entwicklung von Einrichtungen zur Rein- 
haltung der Luft zur Verfügung, die unter an- 
derem zur Entwicklung von Anlagen zur Ent- 
schwefelung von Rauchgasen verwendet werden 
sollen. 

Die Bundesregierung kann noch keine konkreten 
Angaben darüber machen, welche Mittel sie für 
diesen Zweck im Rechnungsjahr 1967 und den 
folgenden Jahren vorsehen wird. Dies wird von 
der langfristigen, sich über mehrere Jahre er- 
streckenden Haushaltsplanung abhängen, die 
noch nicht abgeschlossen ist. 

Unterlagen über die zum Teil erheblichen Auf- 
wendungen der Länder für die Forschung und 
Entwicklung auf dem Gebiet der Reinhaltung 
der Luft liegen hier nicht vor. 
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